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I. Allgemeines 

Bayern ist als Bundesland mit überdurchschnittlich günstigen solaren Strah-

lungsverhältnissen führend beim Einsatz von Photovoltaik. In Bayern werden 

derzeit über 500.000 Photovoltaikanlagen1 betrieben. Zu weitergehenden 

Fragen zu Photovoltaik wird besonders auf den Energie-Atlas Bayern hin-

gewiesen2. Nach einer Studie ist Bayern das erfolgreichste Bundesland bei 

der Umsetzung der Energiewende.3 In 2017 wurden zum Beispiel fast 90 % 

aller Photovoltaik-Anlagen (unter 30 kW) mit einem Batteriespeicher verbaut. 

Wer eine Photovoltaikanlage betreibt und Strom ins Netz einspeist  

und selbst für seinen Haushalt verbraucht,  

hat gewisse steuerliche Regularien zu beachten.  

Diese Hilfe soll Ihnen zu diesem Thema einen Überblick geben. 

Bitte beachten Sie dabei, dass die umsatzsteuerliche Behandlung und die 

einkommensteuerliche Behandlung einer Photovoltaikanlage nicht de-

ckungsgleich sein können. Umsatzsteuer und Einkommensteuer haben 

unterschiedliche Zielsetzungen. Die Umsatzsteuer4 als Verkehrsteuer be-

steuert den Austausch (Verkehr) von Lieferungen und Leistungen. Die Ein-

kommensteuer5 als Ertragsteuer besteuert die Einkünfte, also den Gewinn. 

Daher ergeben sich z. B. bei den Fragen nach den Zuordnungsregelungen 

1 www.energieatlas.bayern.de unter Sonne > Photovoltaik > Daten und Fakten 
2 Energie-Atlas Bayern unter www.energieatlas.bayern.de
3 Studie im Auftrag der Agentur für Erneuerbare Energien unter www.unendlich-viel-energie.de 
4 www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teilliste U > UStG 
5 www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teilliste E > EStG oder
www.bundesfinanzministerium.de unter Startseite > Service > Publikationen > Amtliche Handbücher  

  > Einkommensteuer-Handbuch
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beim Vorsteuerabzug und bei den Fragen zur Zugehörigkeit zum Betriebs-

vermögen (Bilanzierungsregelungen) unterschiedliche Abgrenzungsrege-

lungen. 

II.  Erster Kontakt mit dem Finanzamt 

Was muss ich bei Beginn meiner neuen Tätigkeit bei dem ersten Kon-

takt mit dem Finanzamt beachten? 

Förderungen von Photovoltaikanlagen werden durch das Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetz (EEG)6 geregelt. Wird der erzeugte Strom an einen Netzbetrei-

ber oder an einen Dritten verkauft, liegt aus steuerlicher Sicht grundsätzlich 

eine unternehmerische/gewerbliche Tätigkeit vor. 

Da Sie mit dem Verkauf von Strom eine unternehmerische/gewerbliche Tä-

tigkeit aufnehmen, müssen Sie dies grundsätzlich innerhalb eines Monats 

dem Finanzamt mitteilen, in dessen Bezirk Sie wohnen7.  

Diese Mitteilung ist allerdings für den Betrieb einer Photovoltaikanlage, für 

die mit der Erwerbstätigkeit ab dem 01.01.2023 begonnen wurde, nicht er-

forderlich,  

 wenn es sich einkommensteuerlich um eine nach § 3 Nummer 72 

Einkommensteuergesetz (EStG) begünstigten Photovoltaikanlage 

6 www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teilliste E > EEG 
7 Vgl. § 138 der Abgabenordnung – AO-; www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teil-
liste A > AO  
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handelt, mit der Sie steuerfreie Einnahmen erzielen (vgl. hierzu Ab-

schnitt IV.1.3.) und

 wenn Sie in umsatzsteuerlicher Hinsicht Unternehmer8 sind, dessen 

Unternehmen sich ausschließlich auf den Betrieb einer Photovoltaik-

anlage im Sinne des § 12 Absatz 3 Nummer 1 Satz 1 Umsatzsteuer-

gesetz (UStG; vgl. hierzu Abschnitt III. 3.) sowie ggf. eine steuerfreie 

Vermietung und Verpachtung nach § 4 Nummer 12 UStG beschränkt 

und Sie die Kleinunternehmerregelung nach § 19 UStG (vgl. hierzu 

Abschnitt III. 2.) anwenden. 

Liegen die vorgenannten Voraussetzungen vor, müssen Sie folglich weder 

einen Fragebogen zur steuerlichen Erfassung (FSE) noch einen Fragebogen 

zur Errichtung und zum Betrieb einer Photovoltaikanlage mit Inbetriebnahme 

ab 01.04.2012 ans Finanzamt übermitteln bzw. einreichen9. 

In diesem Fall ist dem Netzbetreiber zur Erteilung der Gutschrift über die 

Abrechnung des eingespeisten Stroms die erteilte Marktstammdatenregis-

ternummer (MaStR-Nummer) zu übermitteln, da Ihnen aufgrund der vorge-

nannten Regelungen vom zuständigen Finanzamt keine Steuernummer für 

Umsatzsteuerzwecke erteilt wird.

Die nachfolgenden Ausführungen sind nur von Relevanz, falls weiter-

hin die Meldung beim Finanzamt notwendig ist: 

8 „Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männ-
lich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für 
alle Geschlechter.“ 
9 Vgl. BMF-Schreiben vom 12. Juni 2023; www.bundesfinanzministerium.de unter  Service > Publikationen 
> BMF-Schreiben; Davon unbeschadet können die für Sie zuständigen Finanzämter Sie im Einzelfall aber 
zur Abgabe der vorstehend genannten Fragebögen auffordern. 
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Eine Zuteilung der Steuernummer und eine umsatzsteuerliche Erfassung 

beim Finanzamt können erst dann erfolgen, wenn der ausgefüllte „Fragebo-

gen zur steuerlichen Erfassung“ zusammen mit den erforderlichen Unterla-

gen beim Finanzamt vorliegt10. Hierzu zählt auch der „Fragebogen zur Er-

richtung und zum Betrieb einer Photovoltaikanlage mit Inbetriebnahme ab 

01.04.2012“11, den Sie bitte vollständig ausgefüllt an Ihr Finanzamt senden. 

Die zugeteilte Steuernummer wird im Anschluss auf postalischem Wege be-

kannt gegeben. 

Den „Fragebogen zur steuerlichen Erfassung“ finden Sie spezifisch für jede 

Rechtsform im Dienstleistungsportal „ELSTER – Ihr Online-Finanzamt“ unter 

www.elster.de unter der Rubrik „Formulare & Leistungen > Alle Formulare > 

Fragebogen zur steuerlichen Erfassung“.12 Dieser ist vollständig ausgefüllt 

und elektronisch an das Finanzamt zu übermitteln. 

Registrieren Sie sich daher zeitnah im Dienstleistungsportal der Steuerver-

waltung „ELSTER – Ihr Online-Finanzamt“. Die Registrierung ist einmalig, 

kostenfrei und erfordert keine Programminstallation. Bitte beachten Sie, 

dass Ihnen die Zugangsdaten zur erfolgreichen Registrierung aus Sicher-

heitsgründen in einem zweistufigen Verfahren (per Mail und per Post) bereit-

gestellt werden. 

Alle Hinweise zur Registrierung finden Sie auch im Internet unter www.els-

ter.de unter dem Schlagwort „Benutzerkonto erstellen“13 sowie im Flyer „Die 

Registrierung bei Mein ELSTER“. 

10 Vgl. § 138 Abs. 1b der Abgabenordnung –AO-, www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnun-
gen Teilliste A > AO 
11 www.finanzamt.bayern.de unter Steuerinfos > Weitere Themen > Photovoltaikanlagen 
12 www.elster.de unter Formulare & Leistungen > Alle Formulare > Fragebogen zur steuerlichen Erfassung 
13 https://www.elster.de/eportal/registrierung-auswahl

http://www.elster.de/
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Erst wenn der ausgefüllte Fragebogen dem Finanzamt vorliegt, kann eine 

Steuernummer erteilt werden, die der Netzbetreiber zur Abrechnung in Form 

der Gutschrift (vgl. § 14 Abs. 2 S. 2 UStG)14 benötigt.  

Im Fragebogen selbst müssen Sie Angaben zu Ihren persönlichen und be-

trieblichen Verhältnissen machen. Die Fragen betreffen u. a. die Art der aus-

geübten Tätigkeit und den Zeitpunkt der Betriebseröffnung. Ebenso wird 

nach weiteren Einkünften von Ihnen und ggf. Ihrem Ehegatten / Lebens-

partner/in gefragt. Füllen Sie bitte in jedem Fall den Fragebogen sorgfältig 

aus, damit das Finanzamt die zutreffenden steuerlichen Folgerungen ziehen 

kann. Anhand dieser Angaben wird das Finanzamt Ihnen dann eine Steuer-

nummer erteilen und beispielsweise prüfen, ob und in welcher Höhe Einkom-

mensteuervorauszahlungen (vgl. IV./8.) zu leisten sind. 

Weitere ausführliche Informationen zum ersten Kontakt mit dem Finanzamt, 

zu Steuerarten und Steuererklärungen sowie zum Zahlungsverkehr mit dem 

Finanzamt finden Sie in den „Steuertipps für Existenzgründer“15. 

14 www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teilliste U > UStG 
15 www.finanzamt.bayern.de unter Steuerinfos > Broschüren > Steuertipps für Existenzgründer 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__14.html
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III. Umsatzsteuer 

1. Umsatzsteuerpflicht 

Umsätze aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage unterliegen grundsätz-

lich der Umsatzsteuer. Die vom Betreiber der Anlage gewählte Besteue-

rungsform hat entscheidenden Einfluss auf die Umsatzbesteuerung. Infor-

mationen zur gewählten Besteuerungsform benötigt neben dem Finanzamt 

auch der jeweilige Netzbetreiber, um gegenüber dem Anlagenbetreiber 

durch zutreffende Gutschriften abrechnen zu können.  

Durch die Neuerungen im Umsatzsteuergesetz (UStG) zum 01.01.2023 än-

dert sich an diesen Grundsätzen nichts. 

2. Steuerbefreiung für Kleinunternehmer (Kleinunternehmerrege-
lung nach § 19 Umsatzsteuergesetz – UStG) 

Zum 01.01.2025 wurde die Regelung für Kleinunternehmer neu konzipiert. 

Im Jahr des Beginns der Tätigkeit sind Umsätze bis 25.000 € steuerfrei. In 

den Folgejahren kann die Steuerbefreiung weiter angewandt werden, wenn 

im Vorjahr die Grenze von 25.000 € nicht überschritten wurde. Auf die Steu-

erbefreiung kann verzichtet werden. Ein Verzicht bindet den Betreiber für 

mindestens 5 Jahre an die Regelbesteuerung. Diese Bindungsfrist gilt auch 

für einen vor dem 1.1.2025 erklärten Verzicht.  

Kleinunternehmer müssen auf die Steuerfreiheit ihre Umsätze hinweisen. In 

Rechnungen (oder in Gutschriften durch den Netzbetreiber) darf keine Um-

satzsteuer gesondert ausgewiesen werden. Sobald Umsatzsteuer in der 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__19.html
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Rechnung (oder Gutschrift) offen ausgewiesen wird, ist diese auch von ei-

nem Kleinunternehmer zwingend an das Finanzamt abzuführen.  

Grundsätzlich müssen Unternehmer zu Beginn Ihrer Tätigkeiten einen Frag-

bogen zur steuerlichen Erfassung abgeben. Zur Ausnahme von der Ver-

pflichtung zur Übermittlung des Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 

siehe unter Abschnitt II. 

3. Nullsteuersatz für Umsätze im Zusammenhang mit  
Photovoltaikanlagen ab 01.01.2023 

3.1. Ergänzung des § 12 UStG mit Wirkung vom 01.01.2023 

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2022 wurde erstmalig durch Anfü-

gung eines neuen Absatzes 3 an den § 12 Umsatzsteuergesetz eine Nullbe-

steuerung eingeführt. Diese Regelung gilt für Umsätze mit Leistungszeit-

punkt ab dem 01.01.2023 und wurde geschaffen, um bei Betreibern von 

Photovoltaikanlagen eine Bürokratieentlastung zu erreichen. Aufgrund des 

Nullsteuersatzes kann seitens der Betreiber die Kleinunternehmerreglung 

angewendet werden, ohne dadurch finanzielle Nachteile erleiden zu müs-

sen. Der Vorsteuerabzug als Grund für einen Verzicht auf die Kleinunterneh-

merreglung entfällt, weil die Lieferung von Photovoltaikanlagen, einschließ-

lich der für den Betrieb wesentlichen Komponenten und der Speicher, 

ohnehin nicht mehr mit Umsatzsteuer belastet sind. 
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3.2. Anwendungsbereich des § 12 Abs. 3 UStG 

Die Steuer ermäßigt sich auf 0 Prozent für folgende Umsätze: 

 § 12 Abs. 3 Nr. 1 UStG 

Die Lieferungen von Solarmodulen an den Betreiber einer Photovoltaikan-

lage, einschließlich der für den Betrieb einer Photovoltaikanlage wesentli-

chen Komponenten und der Speicher, die dazu dienen, den mit Solarmodu-

len erzeugten Strom zu speichern, wenn die Photovoltaikanlage auf oder in 

der Nähe von Privatwohnungen, Wohnungen sowie öffentlichen und ande-

ren Gebäuden, die für dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten genutzt wer-

den, installiert wird. Die Voraussetzungen des Satzes 1 gelten als erfüllt, 

wenn die installierte Bruttoleistung der Photovoltaikanlage laut Marktstamm-

datenregister nicht mehr als 30 Kilowatt (Peak) beträgt oder betragen wird. 

 § 12 Abs. 3 Nr. 2 UStG 

Den innergemeinschaftlichen Erwerb der in Nummer 1 bezeichneten Gegen-

stände, die die Voraussetzungen der Nummer 1 erfüllen. 

 § 12 Abs. 3 Nr. 3 UStG 

Die Einfuhr der in Nummer 1 bezeichneten Gegenstände, die die Vorausset-

zungen der Nummer 1 erfüllen. 
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 § 12 Abs. 3 Nr. 4 UStG 

Die Installation von Photovoltaikanlagen sowie der Speicher, die dazu die-

nen, den mit Solarmodulen erzeugten Strom zu speichern, wenn die Liefe-

rung der installierten Komponenten die Voraussetzungen der Nummer 1 er-

füllt. 

3.3. Häufige Fragestellungen zum Nullsteuersatz 

Das Bundesministerium für Finanzen nimmt zu der gesetzlichen Neurege-

lung in § 12 Abs. 3 UStG mit Schreiben vom 27.02.2023 umfassend Stellung. 

Das Schreiben ist unter folgendem Link abrufbar: 

https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/b03aea8f-1a05-4479-b2a3-

e7adf4b8123e 

Weiterhin nimmt das Bundesministerium der Finanzen mit Schreiben vom 

30.11.2023 zu Einzelfragen bei der Anwendung des Nullsteuersatzes für be-

stimmte Photovoltaikanlagen (§ 12 Abs. 3 UStG) Stellung. 

Das Schreiben ist unter folgendem Link abrufbar: 

Bundesfinanzministerium - Umsatzsteuer; Einzelfragen bei der Anwendung 

des Nullsteuersatzes für bestimmte Photovoltaikanlagen (§ 12 Absatz 3 Um-

satzsteuergesetz (UStG))

Darüber hinaus hat es hierzu auf seiner Internetseite unter folgendem Link 

einen FAQ-Bereich eingerichtet:  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/foerderung-pho-

tovoltaikanlagen.html 

https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/b03aea8f-1a05-4479-b2a3-e7adf4b8123e
https://www.bundesfinanzministerium.de/nl/b03aea8f-1a05-4479-b2a3-e7adf4b8123e
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-11-30-einzelfragen-bei-der-anwendung-des-nullsteuersatzes-fuer-bestimmte-photovoltaikanlagen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-11-30-einzelfragen-bei-der-anwendung-des-nullsteuersatzes-fuer-bestimmte-photovoltaikanlagen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-11-30-einzelfragen-bei-der-anwendung-des-nullsteuersatzes-fuer-bestimmte-photovoltaikanlagen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/foerderung-photovoltaikanlagen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/foerderung-photovoltaikanlagen.html
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3.4. Auswirkung der gesetzlichen Neuregelung auf Bestandsanla-
gen 

Durch die verschiedensten Neuerungen für PV-Anlagen ändert sich für Be-

standsanlagen (Anschaffung/Inbetriebnahme bis 31.12.2022) im Bereich der 

Umsatzsteuer grundsätzlich nichts. Die ursprünglich gewählte Besteue-

rungsform kann mit allen bisher schon geltenden Regelungen weiter ange-

wandt werden. 

Der neue § 12 Abs. 3 UStG hat ebenfalls keine Auswirkung auf die Steuer-

barkeit von Umsätzen aus dem Verkauf von Strom. Hier gelten weiterhin die 

„normalen“ Grundsätze, s.o. 1. und 2. 

 Entnahme einer PV-Anlage aus dem Unternehmensvermögen 

Im BMF-Schreiben vom 27.02.2023 wurde allerdings geregelt, unter wel-

chen Voraussetzungen Photovoltaikanlagen, die vor dem 1. Januar 2023 er-

worben wurden und die zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berech-

tigt haben, als unentgeltliche Wertabgabe gemäß § 3 Abs. 1b Nr. 1 UStG 

zum Nullsteuersatz dem Unternehmensvermögen entnommen werden kön-

nen, um damit eine zukünftige Besteuerung des selbstverbrauchten Stroms 

mit Umsatzsteuer zu vermeiden.  

Eine Entnahme des gesamten Gegenstandes ist grundsätzlich nur möglich, 

wenn zukünftig voraussichtlich mehr als 90 % des erzeugten Stroms für 

nichtunternehmerische Zwecke verwendet wird. Davon ist aus Vereinfa-

chungsgründen insbesondere dann auszugehen, wenn ein Teil des mit der 

Photovoltaikanlage erzeugten Stroms z. B. in einer Batterie gespeichert oder 

für die nicht nur gelegentliche Ladung eines E-Fahrzeugs (das E-Fahrzeug 
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darf kein Unternehmensvermögen darstellen) bzw. den Betrieb einer Wär-

mepumpe (die Wärmepumpe darf kein Unternehmensvermögen darstellen) 

verwendet wird.  Ausreichend ist ebenfalls, wenn eine Rentabilitätsrechnung 

eine Nutzung für unternehmensfremde Zwecke von über 90 % nahelegt. 

Die Entnahme der Photovoltaikanlage stellt ein Wahlrecht des Unterneh-

mers dar und muss daher entsprechend dokumentiert werden. Die Ent-

nahme sollte daher gegenüber dem örtlich zuständigen Finanzamt unter 

Nennung des Entnahmezeitpunkts und Begründung der Entnahmemöglich-

keit (vgl. vorgenannte Grundsätze) angezeigt werden, um den Anforderun-

gen einer ausreichenden Dokumentation der Entnahmehandlung zu ent-

sprechen und Zweifelsfälle zu vermeiden. 

Die Entnahme muss daneben auch im Rahmen der vorliegenden umsatz-

steuerlichen Erklärungspflichten in den entsprechenden Kennziffern mit dem 

Wiederbeschaffungswert im Zeitpunkt der Entnahme erfasst werden. Eine 

rückwirkende Entnahme auf den Zeitpunkt 01.01.2023 kann ausnahms-

weise erfolgen, wenn die vorgenannte Anzeige der Entnahmeerklärung, 

dem zuständigen Finanzamt bis zum 11. Januar 2024 übermittelt wird. Die 

Erfassung im Rahmen der Erklärungspflichten (z.B. jährlich) kann dann auch 

zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, ohne dass dies eine Auswirkung auf 

den Entnahmezeitpunkt 01.01.2023 hat. Im Übrigen ist eine rückwirkende 

Entnahme nicht möglich. 

Die Entnahme nur des nichtunternehmerisch genutzten Teils einer Photo-

voltaikanlage, welche ursprünglich zulässigerweise in vollem Umfang dem 

Unternehmen zugeordnet wurde, ist nicht möglich. 
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Weiterhin ist zu beachten, dass trotz einer möglichen Entnahme der Photo-

voltaikanlage die Umsatzsteuer aus den erhaltenen Einspeisevergütungen 

weiterhin im Rahmen der vorliegenden umsatzsteuerlichen Pflichten erklärt 

und abgeführt werden muss.  

4. Option zur Regelbesteuerung 

4.1. Grundsätze der Regelbesteuerung 

Bei Anwendung der Kleinunternehmerregelung kann keine Vorsteuer aus 

den Eingangsrechnungen (auch nicht aus dem Erwerb der Anlage!) vom 

Finanzamt erstattet werden. Betreiber von Photovoltaikanlagen haben daher 

in der Vergangenheit (vor Einführung des Nullsteuersatzes u. a. für den Er-

werb bestimmter Photovoltaikanlagen nach § 12 Abs. 3 UStG) regelmäßig 

auf die Kleinunternehmerregelung verzichtet und wählten die sogenannte 

Regelbesteuerung, weil dann das Finanzamt die vom Verkäufer der Anlage 

in Rechnung gestellte Umsatzsteuer, sowie Steuerbeträge, die für den lau-

fenden Unterhalt der Anlage anfallen, als Vorsteuer erstattet.  

Der Anlagenbetreiber wird, wenn er sich für die Regelbesteuerung entschei-

det, steuerlich wie jeder andere Unternehmer behandelt. Er muss die aus 

der Lieferung an den Netzbetreiber entstehende Umsatzsteuer an das Fi-

nanzamt abführen. 

Übt der Anlagenbetreiber die Option zur Regelbesteuerung aus, ist er hieran 

für mindestens fünf Jahre gebunden. Danach kann die Option zur Regel-
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besteuerung nur mit Wirkung in die Zukunft vom Beginn eines Kalenderjah-

res an widerrufen werden. Die Option kann bereits im Fragebogen zur steu-

erlichen Erfassung erklärt werden.  

4.2. PV-Anlagen die unter die Anwendung des § 12 Absatz 3 UStG 
fallen 

Durch die Einführung des Nullsteuersatzes wird für die unter 3.2 aufgezähl-

ten Leistungen ab dem 1. Januar 2023 keine Umsatzsteuer geschuldet 

(Steuersatz 0 Prozent). In erteilten Rechnungen erfolgt dementsprechend 

auch kein gesonderter Umsatzsteuerausweis. Seitens des Anlagenbetrei-

bers ist daher eine Option zur Regelbesteuerung nicht mehr erforderlich, da 

der Anlagenbetreiber keine Umsatzsteuer auf die vorgenannten Leistungen 

bezahlt und er sich daher keine Umsatzsteuer (Vorsteuer) vom Finanzamt 

erstatten lassen kann. Somit muss zur Vermeidung von etwaigen finan-

ziellen Nachteilen nicht mehr auf die Kleinunternehmerregelung (§ 19 

UStG) verzichtet werden. 

5. Ausgangsumsätze bei Regelbesteuerung 

Für die Lieferung des erzeugten Stroms entsteht die Umsatzsteuer i. H. von 

derzeit 19 % (in 2020 kann sich hiervon eine abweichende Entstehung i.H. 

von 16 % ergeben. Beispiele zum temporär abgesenkten Steuersatz finden 

Sie unter 11. Beispiele). 

Die vom Netzbetreiber gezahlte Einspeisevergütung ist das Entgelt für die 

Lieferungen des Anlagebetreibers. Der gesetzlich festgelegte Betrag ist ein 
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Nettobetrag, also die Vergütung ohne Umsatzsteuer. Wird der Strom vom 

Anlagenbetreiber direkt vermarktet, ist das mit dem Dritten vereinbarte Ent-

gelt die Bemessungsgrundlage. 

Zahlt der Netzbetreiber dem Anlagenbetreiber in diesen Fällen eine Markt-

prämie bzw. eine Flexibilitätsprämie, handelt es sich jeweils um einen ech-

ten, nicht steuerbaren Zuschuss, welcher somit nicht der Umsatzsteuer un-

terliegt.  

Sofern für vor dem 1. Januar 2013 erfolgte Stromlieferungen die Markt- bzw. 

Flexibilitätsprämie als Entgeltsbestandteil unter Ausweis von Umsatzsteuer 

abgerechnet worden ist, wird es auch für Zwecke des Vorsteuerabzugs nicht 

beanstandet, wenn eine Berichtigung der zugrundeliegenden Rechnung un-

terbleibt. 

Anlagen, die bis zum 31.03.2012 in Betrieb genommen wurden

Soweit der Anlagenbetreiber bei Inanspruchnahme der Vergütung nach  

§ 33 Abs. 2 EEG in der bis zum 31. März 2012 geltenden Fassung Elektrizität 

dezentral (z. B. Verbrauch im eigenen Haushalt) verbraucht, liegt umsatz-

steuerlich eine (Rück-) Lieferung des Netzbetreibers an den Anlagenbetrei-

ber vor. Bei einem solchen dezentralen Verbrauch ist das Entgelt aus der 

Differenz zwischen Einspeisevergütung nach § 33 Abs. 1 Nr.1 EEG und der 

Einspeisevergütung nach § 33 Abs. 2 EEG zu ermitteln (siehe auch Beispiel 

unter Nr. 11). Diese Regelung kann für den dezentral verbrauchten Strom 

bis zum 31.12.2025 Anwendung finden, falls die Beteiligten übereinstim-

mend von dieser Gebrauch machen. Ab dem 01.01.2026 wird der dezentral 

verbrauchte Strom umsatzsteuerlich nicht vom Anlagenbetreiber an den 



Hilfe zu Photovoltaikanlagen

Seite 18 von 65 

Netzbetreiber geliefert und ebenfalls nicht vom Netzbetreiber an den Anla-

genbetreiber zurückgeliefert. 

Anlagen, die nach dem 31.03.2012 in Betrieb genommen wurden 

Bei Anlagen, die nach dem 31. März 2012 in Betrieb genommen werden und 

nicht unter die Übergangsregelung des § 66 Abs. 18 EEG fallen, wird der 

Direktverbrauch nicht mehr vergütet. Wird vom Anlagenbetreiber der Strom 

nicht in das Netz eingespeist, sondern selbst verbraucht, ist eine unentgelt-

liche Wertabgabe zu versteuern (sofern aus der Anschaffung der Anlage 

insoweit ein Vorsteuerabzug möglich war und dieser geltend gemacht 

wurde).  

Nach § 10 Abs. 4 S. 1 Nr.1 UStG bemisst sich die unentgeltliche Wertabgabe 

nach dem Einkaufspreis zuzüglich der Nebenkosten für einen gleichartigen 

Gegenstand (ein Ansatz der Selbstkosten erfolgt, wenn kein Einkaufspreis 

ermittelbar ist, oder wenn es sich um eine Sonderanfertigung handelt, für 

welche ein Marktpreis nicht ermittelbar ist). 

6. Besteuerungsverfahren 

Grundsätzlich wird die Umsatzsteuer nach vereinbarten Entgelten berechnet 

(Soll-Versteuerung, § 16 Abs. 1 S. 1 UStG). Das heißt, die Umsätze sind in 

dem Voranmeldungszeitraum zu erklären, in dem die Leistung erbracht 

wurde, also in dem Monat, in dem der Strom eingespeist wurde. Dies gilt 

auch für die unentgeltliche Wertabgabe, sofern der Strom selbst verbraucht 

wird. 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__10.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__16.html
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Das Finanzamt kann auf Antrag gestatten (Antragstellung formlos oder im 

Fragebogen zur steuerlichen Erfassung), dass ein Unternehmer, dessen Ge-

samtumsatz im Jahr der Betriebseröffnung nicht mehr als 600.000 € beträgt, 

die Umsatzsteuer nicht nach vereinbarten Entgelten, sondern nach verein-

nahmten Entgelten berechnet (Ist-Versteuerung, § 20 UStG). Die Umsätze 

sind dann erst für den Voranmeldungszeitraum anzumelden, in dem der 

Zahlungseingang erfolgt.  

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__20.html
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7. Unternehmensvermögen 

Gegenstände, die für das Unternehmen verwendet werden, stellen grund-

sätzlich Unternehmensvermögen dar. Für Gegenstände, die sowohl unter-

nehmerisch als auch unternehmensfremd (privat) genutzt werden, hat der 

Unternehmer ein Zuordnungswahlrecht, wenn die unternehmerische Nut-

zung mindestens 10 % beträgt. Ohne anderslautende Zuordnungsentschei-

dung wird die Zuordnung zum Privatvermögen unterstellt. 

Wird ein Gegenstand zu weniger als 10 % unternehmerisch genutzt, kann er 

dem Unternehmensvermögen nicht zugeordnet werden. 

Die Einstufung als Unternehmensvermögen ist entscheidend für den Vor-

steuerabzug. Wird der gesamte erzeugte Strom ins Netz eingespeist, ist die 

Anlage zwingend Unternehmensvermögen.  

Die Zuordnungsentscheidung erfolgt regelmäßig durch den Abzug der Vor-

steuer aus den Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Voranmeldungs-

zeitraum des Bezugs der Photovoltaikanlage, spätestens aber mit dem Vor-

steuerabzug in der Umsatzsteuerjahreserklärung. Die 

Umsatzsteuerjahreserklärung muss zeitnah eingereicht werden. Wurde die 

Anlage nicht rechtzeitig zugeordnet, ist ein Abzug der Vorsteuer aus den 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten insgesamt nicht möglich. 

8. Vorsteuerabzug aus den Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 

Der Vorsteuerabzug ist nach § 15 Abs. 1 UStG grundsätzlich nur möglich, 

wenn der Auftraggeber und Rechnungsempfänger für die Photovoltaikan-

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
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lage mit dem Vertragspartner des Netzbetreibers identisch ist. Eine nach-

trägliche Rechnungsberichtigung durch den die Photovoltaikanlage installie-

renden Unternehmer ist nicht mehr möglich, wenn die Rechnung zutreffend 

den Auftraggeber für die Photovoltaikanlage ausweist, dieser jedoch nicht 

auch als Vertragspartner des Netzbetreibers auftritt (z. B. der Ehemann ist 

Vertragspartner des Netzbetreibers, die Ehefrau ist lt. Rechnung die Auftrag-

geberin für die Errichtung der Photovoltaikanlage). 

Sollten sich die für den Vorsteuerabzug maßgeblichen Nutzungsverhältnisse 

(z. B. durch eine Verwendung des Stroms für Umsätze, welche den Vorsteu-

erabzug ausschließen) ändern, ist der Vorsteuerabzug gemäß § 15a UStG

zu berichtigen. Der Unternehmer muss dabei die erhaltene Vorsteuer aus 

der Investition zeitanteilig wieder an das Finanzamt zurückzahlen. Der Be-

richtigungszeitraum beträgt für eine auf das Dach aufgesetzte Photovoltaik-

anlage fünf Jahre, für eine dachintegrierte Anlage zehn Jahre. 

9. Erwerb eines Stromspeichers (Batterie) / Erwerb einer Wallbox 

9.1. Photovoltaikanlage und Stromspeicher als einheitliches 
Zuordnungsobjekt 

Bei gleichzeitiger Anschaffung einer Photovoltaikanlage und eines Strom-

speichers handelt es sich um ein einheitliches Zuordnungsobjekt. Ist beim 

Abschluss des jeweiligen Verpflichtungsgeschäftes eine zeitgleiche Liefe-

rung und Inbetriebnahme der PV-Anlage und der Batterie geplant und findet 

jedoch aus vom Unternehmer nicht zu vertretenden Gründen tatsächlich 

eine zeitversetzte Lieferung und Inbetriebnahme statt, ist für die Prüfung der 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15a.html
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10%-Grenze des § 15 Abs. 1 S. 2 UStG weiterhin von einem einheitlichen 

Zuordnungsobjekt auszugehen. 

Die Prüfung der Zuordnung (10 % Grenze des § 15 Abs. 1 S. 2 UStG) hat 

dementsprechend anhand der Verwendung des durch die Photovoltaikan-

lage produzierten Stroms zu erfolgen. Eine gesonderte Zuordnungsprüfung 

des Stromspeichers findet nicht statt. 

Wird der Strom auch dezentral (privat) verbraucht, hat bei vollständiger Zu-

ordnung zum Unternehmensvermögen und Geltendmachung eines mög-

lichen Vorsteuerabzugs, als Kompensation die Besteuerung einer unent-

geltlichen Wertabgabe zu erfolgen.  

Nach § 10 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 UStG bemisst sich die unentgeltliche Wertab-

gabe nach dem Einkaufspreis zuzüglich der Nebenkosten für einen gleich-

artigen Gegenstand. 

In diesem Fall stellt der selbsterzeugte, zunächst gespeicherte und für un-

ternehmensfremde Zwecke verwendete Strom keine Sonderanfertigung dar, 

die den Ansatz der Selbstkosten als Bemessungsgrundlage rechtfertigen 

könnte. Bemessungsgrundlage für die Wertabgabebesteuerung der 

Stromlieferung gem. § 10 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 UStG bleibt der (fiktive) Einkaufs-

preis des zugekauften Stroms. 

Eine weitere Kompensation für eine unternehmensfremde (private) Verwen-

dung des Stromspeichers in Form einer unentgeltlichen Wertabgabe gemäß 

§ 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG findet nicht statt. 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__10.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__10.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html


Hilfe zu Photovoltaikanlagen 

9.2. Stromspeicher als eigenes Zuordnungsobjekt 

Bei der Anschaffung eines Stromspeichers handelt sich um ein eigenes Zu-

ordnungsobjekt, wenn dieser nach Anschaffung und Inbetriebnahme der 

Photovoltaikanlage erworben wird. 

9.3. Anschaffung eines Stromspeichers zum Nullsteuersatz 

Auch die Anschaffung eines Stromspeichers kann ab 01.01.2023 unter den 

Voraussetzungen des § 12 Absatz 3 UStG dem Nullsteuersatz unterliegen. 

Dabei ist es unerheblich, ob die Anschaffung zeitgleich/zusammen mit 

einer PV-Anlage erfolgt oder ob der Stromspeicher eine vorhandene 

Anlage ergänzt.

Erfolgt die Anschaffung zum Nullsteuersatz, stellt sich die Frage nach einem 

möglichen Vorsteuerabzug nicht (mehr).  

Eine Zuordnung zum Unternehmensvermögen wird regelmäßig nicht erfor-

derlich sein.  

9.4. Anschaffung eines Stromspeichers als eigenes Zuordnungsob-
jekt mit Umsatzsteuerbelastung

Ein Vorsteuerabzug aus der Anschaffung oder der Herstellung des Spei-

chers ist nur zulässig, wenn der gespeicherte Strom zu mindestens 10 % für 

unternehmerische Zwecke des Anlagenbetreibers verwendet wird (§ 15 Abs. 

1 S. 2 UStG. 

Hat der Betreiber den Stromspeicher zulässigerweise in vollem Umfang sei-

nem Unternehmen zugeordnet, hat er neben einer möglichen  Entnahme des 

privat verwendeten Stroms (unentgeltliche Wertabgabe nach § 3 Abs. 1b 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
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Nr. 1 UStG) für die private Verwendung des Stromspeichers d. h., soweit er 

den gespeicherten Strom für private Zwecke verwendet, eine unentgeltliche 

Wertabgabe nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG zu versteuern. 

Die Bemessungsgrundlage für die Kompensation der privaten Verwendung 

des Stromspeichers bemisst sich nach § 10 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 UStG nach den 

bei der Ausführung dieser Umsätze entstandenen Ausgaben, soweit sie zum 

vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. 

Beispiel: 

A betreibt seit 01.08.2017 eine Photovoltaikanlage. Den produzierten Strom 

speist er bisher zu 80 % ein und verwendet 20 % unternehmensfremd für 

den privaten Haushalt. 

Am 01.01.2019 erwirbt er einen Stromspeicher für 10.000 € zzgl. 1.900 € 

USt, um die unternehmensfremde Verwendung des produzierten Stroms auf 

40 % zu steigern. Eine unternehmerische Nutzung (z. B. Einspeisung des 

gespeicherten Stroms) des Stromspeichers ist nicht geplant. 

Lösung: 

Bei der Anschaffung des Stromspeichers handelt es sich um ein eigenes 

Zuordnungsobjekt (Prüfung 10 % unternehmerische Verwendung des § 15 

Abs.1 S. 2 UStG), da dieser nach Anschaffung und Inbetriebnahme der Pho-

tovoltaikanlage erworben wird. 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__10.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
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Ein Vorsteuerabzug aus der Anschaffung des Speichers ist nicht zulässig, 

da der gespeicherte Strom nicht für unternehmerische Zwecke des Anlagen-

betreibers verwendet wird (Abschn. 15.2c Abs. 1 S. 2 UStAE - Zuordnungs-

verbot). 

Da aus der Anschaffung des Stromspeichers kein Vorsteuerabzug möglich 

ist, unterbleibt eine Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe nach  

§ 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG für die unternehmensfremde Verwendung des Strom-

speichers.  

Die Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe für die private Verwen-

dung des mit der Photovoltaikanlage produzierten Stroms gemäß  

§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG erhöht sich von 20 % auf 40 %. 

9.5. Wallbox als eigenes Zuordnungsobjekt 

Bei der Anschaffung einer Wallbox handelt es sich immer um ein eigenes

Zuordnungsobjekt. Die Anschaffung einer Wallbox fällt nicht unter den 

„Nullsteuersatz“ des § 12 Abs. 3 UStG. 

Ein Vorsteuerabzug aus der Anschaffung oder Herstellung der Wallbox ist 

nur zulässig, falls diese zu mindestens 10 % für unternehmerische Zwecke 

verwendet wird (§ 15 Abs. 1 S. 2 UStG).  

Eine Zuordnung zum Unternehmensvermögen bzw. ein Vorsteuerabzug ist 

nicht möglich, falls die Wallbox ausschließlich für das Laden privatgenutzter 

Elektroautos genutzt wird. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/Umsatzsteuer-Anwendungserlass-aktuell-Stand-2018-12-07.pdf?__blob=publicationFile&v=44
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__15.html
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10. Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen/ -Jahreserklärun-
gen 

NUR bei Anwendung der Regelbesteuerung muss der Unternehmer im Ka-

lenderjahr der Aufnahme der unternehmerischen Tätigkeit und im folgenden 

Kalenderjahr monatlich bis zum 10. Tag des Folgemonats eine Umsatz-

steuer-Voranmeldung abgeben und gleichzeitig die von ihm selbst berech-

nete Steuervorauszahlung an das Finanzamt entrichten. 

Für Besteuerungszeiträume ab 202116 entfällt in den meisten Fällen die Ver-

pflichtung zur monatlichen Abgabe. Stattdessen sind die Voranmeldungen 

nur noch vierteljährlich abzugeben.  

Bestand bereits bisher ein Unternehmen, das nun um den Betrieb der Pho-

tovoltaikanlage erweitert wird, gelten die bisherigen umsatzsteuerlichen 

Pflichten. 

Ab dem dritten Jahr kann bei kleineren Photovoltaikanlagen ganz auf Voran-

meldungen verzichtet werden, wenn die Umsatzsteuerzahllast aus dem Vor-

jahr 1.000 € nicht übersteigt. Ansonsten sind die Voranmeldungen weiterhin 

quartalsweise, also bis zum 10. April, 10. Juli, 10. Oktober des laufenden 

Jahres und 10. Januar des folgenden Jahres, abzugeben. 

Beträgt die Umsatzsteuerzahllast für das vorangegangene Kalenderjahr je-

doch mehr als 7.500 €, sind monatlich Voranmeldungen abzugeben. Auch 

in Neugründungsfällen sind monatliche Anmeldungen abzugeben, wenn die 

voraussichtliche Jahressteuer mehr als 7.500 € betragen wird.  

16 § 18 Abs. 2 S. 5, 6 UStG, Abschn. 18.7 Abs. 5 UStAE 
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Die Voranmeldungen sind grundsätzlich auf elektronischem Weg beim Fi-

nanzamt einzureichen. Ab dem 1. Januar 2013 gilt zudem, dass die Über-

mittlung authentifiziert erfolgen muss. Für die Übermittlung der Daten steht 

das Dienstleistungsportal der Steuerverwaltung „ELSTER – Ihr Online-Fi-

nanzamt“ unter www.elster.de zur Verfügung. In Ausnahmefällen kann das 

Finanzamt auf Antrag genehmigen, die Voranmeldungen auf dem amtlich 

vorgeschriebenen Vordruck in Papierform abzugeben.  

Es empfiehlt sich, bei der ersten elektronisch übermittelten Voranmeldung 

für das Quartal der Inbetriebnahme eine Kopie des Einspeise-/Netzan-

schlussvertrags (sofern vorhanden – andernfalls beispielsweise die Kopie 

der Anmeldung zum Anschluss an das Stromnetz beim Netzbetreiber, eine 

Inbetriebnahmebestätigung durch die beauftragte Elektroinstallationsfirma, 

Zählerablesungen) und eine Kopie der Rechnung über die Anschaffung bzw. 

Herstellung der Photovoltaikanlage beim Finanzamt einzureichen.  

In der Voranmeldung sind die Nettoumsätze sowie die darauf entfallende 

Umsatzsteuer (19 % bzw. 16 %) getrennt anzugeben. Von der Umsatzsteu-

erschuld können als Vorsteuer jene Umsatzsteuerbeträge abgezogen wer-

den, die dem Unternehmer im Zusammenhang mit der Anlage gesondert in 

Rechnung gestellt worden sind. 

Der so errechnete Betrag ist an das Finanzamt abzuführen.  

Wird dem Finanzamt die Ermächtigung erteilt, Zahlungsbeträge im SEPA-

Lastschrifteinzugsverfahren einzuziehen, erleichtert dies den Zahlungsver-

kehr und es besteht nicht die Gefahr, dass zusätzliche Kosten entstehen, 

wenn eine Zahlung nicht fristgerecht erfolgt.  

http://www.elster.de/
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Diese Ermächtigung ist auch im Internet unter www.finanzamt.bayern.de un-

ter Formulare > Steuerzahlung > Zahlung im SEPA-Lastschrifteinzugsver-

fahren17 erhältlich. 

Eine Umsatzsteuer-Voranmeldung ist auch für Zeiträume abzugeben, in de-

nen keine Umsätze erzielt worden sind, zum Beispiel, weil eine viertel-, halb- 

oder jährliche Zahlungsweise zwischen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber 

vereinbart ist. Der Umsatz ist in diesen Fällen mit 0 € zu erklären (Ausnahme: 

Es hat eine Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe für den privat 

verwendeten Strom zu erfolgen). 

Für das Kalenderjahr ist eine Umsatzsteuerjahreserklärung grundsätzlich 

bis spätestens zum 31. Juli des Folgejahres abzugeben, in welcher die 

Daten der Voranmeldungen zusammengefasst und ggf. darin noch nicht ent-

haltene Umsätze und Vorsteuern korrigierend aufgenommen werden. Nä-

here Details zu den Fristen finden sie auf Termine und Fristen - Bayerisches 

Landesamt für Steuern (bayern.de)18.

17 www.finanzamt.bayern.de unter Formulare > Steuerzahlung > Zahlung im SEPA-Lastschrifteinzugsver-
fahren > „Vordruck SEPA-Lastschriftmandat“ 
18 https://www.lfst.bayern.de/aktuelles/termine-und-fristen 

https://www.finanzamt.bayern.de/
https://www.lfst.bayern.de/aktuelles/termine-und-fristen
https://www.lfst.bayern.de/aktuelles/termine-und-fristen
https://www.lfst.bayern.de/aktuelles/termine-und-fristen
https://www.lfst.bayern.de/aktuelles/termine-und-fristen
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11. Beispiele für Anlagen welche nicht dem Nullsteuersatz unterle-
gen haben 

A) Inbetriebnahme der Anlage vor dem 01.04.2012 

Ein Hausbesitzer erwirbt im März 2012 eine Photovoltaikanlage zum Preis 

von 11.900 € (brutto). Ihm liegt eine ordnungsgemäße Rechnung des Liefe-

ranten vor, in der die Umsatzsteuer i.H. von 1.900 € gesondert ausgewiesen 

ist. Da der voraussichtliche Stromertrag der Anlage nur ungefähr 4.600 kWh 

pro Jahr beträgt, wird der voraussichtlich mit der Anlage zu erzielende Ge-

samtumsatz den Betrag von 17.500 € nicht übersteigen. 

Gegenüber dem Finanzamt hat der Anlagenbetreiber auf die Anwendung der 

Kleinunternehmerregelung des § 19 UStG verzichtet und die Anlage insge-

samt seinem Unternehmen bei Leistungsbezug zugeordnet. Hinsichtlich der 

zu erklärenden Umsätze ist zu beachten, dass nach § 18 Abs. 2 EEG die 

Umsatzsteuer in den im EEG genannten Vergütungsbeträgen nicht enthal-

ten ist. 

Im Jahr 2012 produziert der Hausbesitzer 4.500 kWh Solarstrom. Davon 

wurden für eigene (private) Zwecke 320 kWh verbraucht. Im Rahmen der 

Umsatzsteuererklärung 2012 muss der Hausbesitzer folgende Besteue-

rungsgrundlagen erklären: 

Umsätze 2012 

Jahresumsatz (netto)  4.500 kWh x 0,2443 €/kWh  1.099,35 € 

Umsatzsteuer  (19 %)     208,87 € 

Jahresumsatz  brutto 1.308,22 € 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__19.html


Hilfe zu Photovoltaikanlagen

Seite 30 von 65 

In der Umsatzsteuererklärung 2012 ist der Nettoumsatz i.H. von 1.099 € (ge-

rundet) in Zeile 33, Kennziffer 177 (Lieferungen und sonstige Leistungen zu 

19 %), einzutragen. 

In diesem Gesamtumsatz ist der Eigenverbrauch bereits enthalten, da 

beim Energieverbrauch für eigene (private) Zwecke umsatzsteuerlich zu-

nächst eine Lieferung an den Netzbetreiber erfolgt (dies gilt nicht für Anla-

gen, die ab 01.04.2012 in Betrieb genommen wurden und die nicht unter die 

Übergangsregelung des § 66 Abs.18 EEG fallen, siehe B)!). 

Der Netzbetreiber hat wegen der sich daran anschließenden Rücklieferung 

an den Hausbesitzer eine Rechnung i. H. von 52,42 € (= 320 kWh x 0,1638 

€/kWh (Differenz aus der Einspeisevergütung i. H. von 0,2443 €/kWh und 

der Vergütung für den Selbstverbrauch i.H. von 0,0805 €/kWh)) zu erteilen 

und 9,96 € Umsatzsteuer (52,42 € x 19 %) gesondert auszuweisen. Diesen 

Betrag kann der Hausbesitzer wegen der privaten Verwendung des Stroms 

(Endverbrauch) nicht als Vorsteuer berücksichtigen.  

Vorsteuerabzug 2012 

Die gesondert ausgewiesene Umsatzsteuer des Lieferanten der Photovolta-

ikanlage i. H. von 1.900,00 € ist als Vorsteuer in Zeile 62, Kennziffer 320 

(Vorsteuerbeträge aus Rechnungen von anderen Unternehmern), einzutra-

gen. 
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B) Inbetriebnahme der Anlage nach dem 31.03.2012 und kein Fall der 

Übergangsregelung des § 66 Abs. 18 EEG 

Beispiel  

Ein Hausbesitzer erwirbt im Januar 2019 eine Photovoltaikanlage mit einer 

Leistung von 5 kW zum Preis von 11.900 € (brutto). Ihm liegt eine ordnungs-

gemäße Rechnung des Lieferanten vor, in der die Umsatzsteuer i. H. von 

1.900 € gesondert ausgewiesen ist. Es sind Schuldzinsen für die Anschaf-

fung der Anlage von jährlich 150 €, sowie Aufwendungen für Büromaterial in 

Höhe von 23,80 € angefallen. Da der voraussichtliche Stromertrag der An-

lage nur ungefähr 5.000 kWh pro Jahr beträgt, wird der voraussichtlich mit 

der Anlage zu erzielende Gesamtumsatz den Betrag von 22.000 € nicht 

übersteigen. Er beabsichtigt bei Anschaffung ca. 20 % des erzeugten Stroms 

privat zu verbrauchen. 

Gegenüber dem Finanzamt hat der Anlagenbetreiber auf die Anwendung der 

Kleinunternehmerregelung des § 19 UStG verzichtet und die Anlage insge-

samt seinem Unternehmen bei Leistungsbezug zugeordnet. Hinsichtlich der 

zu erklärenden Umsätze ist zu beachten, dass nach § 18 Abs. 2 EEG die 

Umsatzsteuer in den im EEG genannten Vergütungsbeträgen nicht enthal-

ten ist. 

Im Jahr 2019 speist der Hausbesitzer 3.900 kWh Solarstrom ein. Die insge-

samt erzeugte Strommenge kann er nicht nachweisen.  

Zur Deckung des eigenen Strombedarfs von 4.000 kWh wird zusätzlich 

Strom (= vergleichbarer Gegenstand) von einem Energieversorgungsunter-

nehmen zu einem Preis von 25 Cent pro kWh (Bruttopreis). 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__19.html
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Er ordnet seine Anlage zu 100 % dem Unternehmensvermögen zu. Im Rah-

men der Umsatzsteuererklärung 2019 muss der Hausbesitzer folgende Be-

steuerungsgrundlagen erklären: 

Umsätze 2019 

Jahresumsatz (netto)  3.900 kWh x 0,1147 €/kWh  447,33 € 

Umsatzsteuer  (19 %)    84,99 € 

Jahresumsatz  brutto 532,32 € 

In der Umsatzsteuererklärung 2019 ist der Nettoumsatz i. H. von 447 € (ge-

rundet) in Zeile 38 Kennziffer 177 (Lieferungen und sonstige Leistungen zu 

19 %), einzutragen. 

In diesem Gesamtumsatz ist der Eigenverbrauch nicht enthalten, da die-

ser bei Inbetriebnahme ab 01.04.2012 (Ausnahme: Übergangsregelung § 66 

Abs. 18 EEG) nicht mehr vergütet wird. 

Vorsteuerabzug 2019 

Die gesondert ausgewiesene Umsatzsteuer des Lieferanten der Photovolta-

ikanlage i. H. von 1.900,00 € und 3,80 € für das Büromaterial, ist als Vor-

steuer in Zeile 122, Kennziffer 320 (Vorsteuerbeträge aus Rechnungen von 

anderen Unternehmern), einzutragen. 
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Besteuerung der unentgeltlichen Wertabgabe für den privat verbrauch-

ten Strom 

Da die Photovoltaikanlage zu 100 % dem Unternehmensvermögen zugeord-

net wurde und daher der volle Vorsteuerabzug in Anspruch genommen wor-

den ist, hat als Kompensation für die private Verwendung des Stroms, die 

Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe gemäß  

§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG zu erfolgen. Die Bemessungsgrundlage be-

stimmt sich gem. § 10 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 UStG nach dem Einkaufspreis zu-

züglich der Nebenkosten für einen gleichartigen Gegenstand.  

Der fiktive Einkaufspreis ist der Netto-Strompreis (des Energieversorgungs-

unternehmens) i. H. von 21,01 Cent pro kWh. 

Kann ein Anlagenbetreiber die insgesamt erzeugte Strommenge nicht nach-

weisen, kann unter Berücksichtigung einer durchschnittlichen Vollaststun-

denzahl von 1.000 kWh pro kW (Peak) (jährlich erzeugte Kilowattstunden 

pro Kilowatt installierter Leistung), die erzeugte Strommenge in diesen Fäl-

len geschätzt werden: 

5 kW installierte Leistung x 1.000 kWh = 5.000 kWh

Hiervon wurden 3.900 kWh Strom eingespeist, sodass der private Ver-

brauch im Jahr 2019 1.100 kWh beträgt. 

http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ustg_1980/__10.html
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Berechnung der unentgeltlichen Wertabgabe § 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 1 

UStG: 

1.100 kWh x 21,01 Cent                                     = 231,11 €

davon 19 % Umsatzsteuer                                 =   43,91 €

In der Umsatzsteuererklärung 2019 ist der Nettoumsatz i. H. von 231 € in 

Zeile 39 Kennziffer 178 (Unentgeltliche Wertabgaben, a) Lieferungen nach 

§ 3 Abs. 1b UStG zu 19 %), einzutragen. 

C) Beispiele zur befristeten Absenkung der Umsatzsteuersätze für den 

Zeitraum 01.07.2020 bis 31.12.20201920

Was gilt es u.a. zu beachten? 

 Für die verschiedenen Abrechnungsmöglichkeiten ist das Ende des 

Ablesezeitraums zu beachten (vgl. Rz. 35 – 37 des BMF-Schreibens 

vom 30.06.2020) 

 Die Besteuerung des privaten Stromverbrauchs als unentgeltli-

che Wertabgabe kann im Zeitraum vom 01.01.2020 – 31.12.2020 

zum Steuersatz von 16 % erfolgen (vgl. Rz. 11 des BMF-Schreibens 

vom 04.11.2020) 

19 BMF-Schreiben vom 30.06.2020 
20 BMF-Schreiben vom 04.11.2020 
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Beispiel

Photovoltaikanlagenbetreiber A (monatliche Abgabeverpflichtung) hat vom 

Netzbetreiber für die Einspeisung von Strom aus der von ihm betriebenen 

PV-Anlage im Jahr 2020 elf monatliche Abschläge in Höhe von 25 Euro 

brutto (Steuersatz 19 %) erhalten. 

Diese Abschläge hat A neben der unentgeltlichen Wertabgabe für den pri-

vaten Stromverbrauch und einem entsprechenden Guthaben i.H.v. 59,50 

Euro aus der Einspeisung für das Jahr 2019 (Abrechnung vom 11.01.2020) 

entsprechend erklärt. 

Grundfall: 

Am 08.01.2021 erfolgt die Jahresabrechnung mit folgendem Inhalt: 

Der selbstverbrauchte Strom wird seitens des PV-Anlagenbetreibers mit 

3.500 kWh zu einem fiktiven Einkaufspreis i.H.v. 27 Cent (netto) je kWh an-

gegeben. 
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Abwandlung: 

Im Januar 2021 erfolgt die Jahresabrechnung mit folgendem Inhalt: 
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Lösung Sollversteuerung (Grundfall mit Guthaben) 

Die Einspeisevergütung und die unentgeltliche Wertabgabe sind in der Um-

satzsteuerjahreserklärung für das Jahr 2020 wie folgt zu erfassen: 

 Kennziffer 177 

Lieferungen und sonstige Leistungen zum Steuersatz von 19 %:  164,22 € 

 Kennziffer 155 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Bemessungsgrundlage):  1.070,93 € 

1.070,93 € ergibt sich aus 125,93 € (Einspeisevergütung) zzgl. 

945,00 € (BMG für die u.e.W.; 3.500 kWh x 0,27 Cent) = 1.070,93 € 

 Kennziffer 156 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuerbetrag):    171,35 € 

Eine Berichtigung im Jahr 2021 hat nicht zu erfolgen, da die Steuer für die 

Stromlieferung gemäß § 13 (1) Nr. 1 a S.1 UStG mit Ende des Ablesezeit-

raums und damit am 31.12.2020 entstanden ist. 

Die Besteuerung des privaten Stromverbrauchs als unentgeltliche Wertab-

gabe kann für das gesamte Jahr 2020 zum Steuersatz von 16 % erfolgen 

(vgl. BMF-Schreiben vom 04.11.2020 Rz. 11). 
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Lösung Sollversteuerung (Abwandlung mit Rückzahlung)

Die Einspeisevergütung und die unentgeltliche Wertabgabe sind in der Um-

satzsteuerjahreserklärung für das Jahr 2020 wie folgt zu erfassen: 

 Kennziffer 177 

Lieferungen und sonstige Leistungen zum Steuersatz von 19 %:   231,11 € 

 Kennziffer 155 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Bemessungsgrundlage):   945 € 

(BMG für die u.e.W.; 3.500 kWh x 0,27 Cent)  

 Kennziffer 156 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuerbetrag):   151,20 € 

Die Besteuerung des privaten Stromverbrauchs als unentgeltliche Wertab-

gabe kann für das gesamte Jahr 2020 zum Steuersatz von 16 % erfolgen 

(vgl. BMF-Schreiben vom 04.11.2020 Rz. 11). 

In der Voranmeldung Januar 2021 ist über die Anwendung des  

§ 17 UStG Folgendes zu erklären: 

 Kennziffer 35 

Steuerpflichtige Umsätze zu anderen Steuersätzen (BMG):   -39,60 € 

 Kennziffer 36 

Steuerpflichtige Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuer):   -10,91 € 
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Lösung bei Istversteuerung (Grundfall mit Guthaben)

Ist-Versteuerung bedeutet, der Anlagenbetreiber versteuert nach verein-

nahmten, das bedeutet nach auf dem Bankkonto zugeflossenen Entgelten.  

Die Einspeisevergütung und die unentgeltliche Wertabgabe sind in der Um-

satzsteuerjahreserklärung für das Jahr 2020 wie folgt zu erfassen: 

 Kennziffer 177 

Lieferungen und sonstige Leistungen zum Steuersatz von 19 %:   281,11 € 

231,11 € (Einspeisevergütung 2020) + 50 Euro (Einspeisevergütung 2019)  

 Kennziffer 155 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Bemessungsgrundlage):  945 € 

(BMG für die u.e.W.; 3.500 kWh x 0,27 Cent)  

 Kennziffer 156 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuer auf u.e.W.) 151,20 € 

In der Voranmeldung Januar 2021 ist Folgendes zu erklären:

 Kennziffer 35 

Steuerpflichtige Umsätze zu anderen Steuersätzen (BMG):   59,04 € 

 Kennziffer 36 

Steuerpflichtige Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuerbetrag)  7,46 € 
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Lösung Istversteuerung (Abwandlung mit Rückzahlung) 

Die Einspeisevergütung und die unentgeltliche Wertabgabe sind in der Um-

satzsteuerjahreserklärung für das Jahr 2020 wie folgt zu erfassen: 

 Kennziffer 177 

Lieferungen und sonstige Leistungen zum Steuersatz von 19 %:   281,11 €  

231,11 (Einspeisevergütung 2020) + 50,00 Euro (Einspeisevergütung 2019)   

 Kennziffer 155 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Bemessungsgrundlage):  945 € 

(BMG für die u.e.W.; 3.500 kWh x 0,27 Cent) 

 Kennziffer 156 

Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuerbetrag):  151,20 € 

In der Voranmeldung Januar 2021 ist Folgendes zu erklären: 

 Kennziffer 35 

Steuerpflichtige Umsätze zu anderen Steuersätzen (BMG):  -39,60 € 

 Kennziffer 36 

Steuerpflichtige Umsätze zu anderen Steuersätzen (Steuerbetrag):   -10,91 € 
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IV. Einkommensteuer 

1. Was muss bei der Einkommensteuer versteuert werden? 

1.1. Allgemeines  

Der durch den Betrieb einer Photovoltaikanlage entstehende Gewinn oder 

Verlust gehört zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb nach § 15 des Ein-

kommensteuergesetzes (EStG).21 Die Einkünfte sind der Gewinn. Gewinn 

ist der Unterschiedsbetrag zwischen den zugeflossenen Betriebseinnahmen 

(einschl. der Entnahmen) und den abgeflossenen Betriebsausgaben. Der 

Gewinn ist grundsätzlich in Ihrer Einkommensteuererklärung (ESt-Erklä-

rung) anzugeben, 

Ab dem Veranlagungszeitraum 2022 gibt es jedoch für bestimmte Photovol-

taikanlagen eine Steuerbefreiung. Greift diese Steuerbefreiung, so muss der 

Gewinn ab 2022 nicht mehr in Ihrer ESt-Erklärung angegeben werden.  

Für Vorjahre konnte außerdem unter bestimmten Voraussetzungen eine 

Vereinfachungsregelung beantragt werden. Wurde diese beantragt, muss 

auch für Vorjahre kein Gewinn erklärt werden.  

Nähere Ausführungen hierzu finden Sie in den nachfolgenden Tz. IV.1.2. 

und IV.1.3.  

21 www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teilliste E > EStG 
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Sämtliche Ausführungen ab IV.2. betreffen ab dem Veranlagungszeit-

raum 2022 nur Photovoltaikanlagen, die nicht unter die Steuerbefrei-

ung fallen. Für Veranlagungszeiträume vor 2022 geltend die Ausfüh-

rungen, soweit die die Vereinfachungsregelung nicht beantragt wurde.  

1.2. Vereinfachungsregelung (betrifft Altjahre bis einschließlich 
2021) 

Mit dem Schreiben vom 29. Oktober 2021 (GZ IV C 6 S 2240/19/10006 :006, 

DOK 2021/1117804) hat das Bundesministerium der Finanzen eine Verein-

fachungsregelung für kleine Photovoltaikanlagen eingeführt. Bei der Erfül-

lung bestimmter Voraussetzungen können Sie gegenüber dem Finanzamt 

erklären, dass Sie die Regelung in Anspruch nehmen. Das Finanzamt unter-

stellt aufgrund des Antrags ohne weitere Prüfung, dass Sie die Anlage ohne 

Gewinnerzielungsabsicht betreiben; es liegen dann keine gewerblichen Ein-

künfte vor. In diesem Fall müssen Sie keine Gewinnermittlung mehr erstellen 

und die Gewinne aus dem Betrieb der Photovoltaik-Anlage nicht mehr in Ih-

rer ESt-Erklärung angeben. 

Die Vereinfachungsregelung greift für alle Photovoltaikanlagen bis zu 10,0 

kW oder 10,0 kW (Peak), deren produzierter Strom neben der Einspeisung 

ins öffentliche Netz ausschließlich für eigene Wohnzwecke genutzt wird. Die 

unentgeltliche Überlassung für Wohnzwecke steht der Nutzung zu eigenen 

Wohnzwecken gleich. Zudem muss die Inbetriebnahme nach dem 

31.12.2003 erfolgen oder alternativ (insbesondere für sog. ausgeförderte 

Anlagen) vor mehr als 20 Jahren stattgefunden haben.   
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Für die Inanspruchnahme muss ein Antrag gestellt werden. Der Antrag auf 

die Vereinfachungsregelung ist zeitlich befristet. Für Photovoltaikanlagen, 

die bis zum 31. Dezember 2021 in Betrieb genommen wurden, ist ein Antrag 

bis zum 31. Dezember 2023 möglich.  Für Photovoltaikanlagen, die nach 

dem 31. Dezember 2021 in Betrieb genommen wurden, ist keine Antrags-

stellung möglich. Dies ist auch nicht notwendig, da ab 2022 eine umfangrei-

chere Steuerbefreiung eingeführt wurde (siehe IV.1.3.). 

Hinweis:  

Die Vereinfachungsregelung betrifft nur Veranlagungszeiträume bis ein-

schließlich 2021.  

1.3. Steuerbefreiung gemäß § 3 Nr. 72 EStG (betrifft 2022 und Folge-
jahre) 

Für bestimmte Photovoltaikanlagen wurde ab dem Veranlagungszeitraum 

2022 eine Einkommensteuerbefreiung eingeführt. Die erzielten Einnahmen 

aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage sind ab dem 01.01.2022 in diesen 

Fällen steuerfrei. 

Bei Photovoltaikanlagen, die vor dem 01.01.2025 in Betrieb genommen wur-

den und seitdem nicht mehr erweitert wurden, müssen die folgenden Vo-

raussetzungen erfüllt sein:22

22 § 3 Nr. 72 S. 1 EStG alte Fassung 
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• Betrieb von Photovoltaikanlagen auf, an oder in einem Einfamilienhaus 

oder nicht Wohnzwecken dienenden Gebäuden mit einer installierten Brut-

toleistung laut Marktstammdatenregister bis zu 30 kW (Peak). 

• Betrieb von Photovoltaikanlagen auf sonstigen Immobilien (z. B. Mehr-

familienhäuser, gemischt genutzte Immobilien, etc.) mit einer Bruttoleistung 

laut Marktstammdatenregister von bis zu 15 kW (Peak) pro Wohn- oder Ge-

werbeeinheit.  

Bei Photovoltaikanlagen, die nach dem 01.01.2025 in Betrieb genommen 

wurden oder erweitert wurden, müssen die folgenden Voraussetzungen er-

füllt sein:23

 Betrieb von Photovoltaikanlagen mit einer Bruttoleistung laut Markt-

stammdatenregister bis zu 30 kW (Peak) pro Wohn- oder Gewerbe-

einheit (unabhängig von der Gebäudeart) 

Die Steuerbefreiung ist pro Steuerpflichtigen oder Mitunternehmerschaft auf 

100 kW (Peak) begrenzt. 

Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage und die Art der Verwendung 

des Stroms sind für die Steuerbefreiung nicht von Relevanz. Bei der Steuer-

befreiung handelt es sich im Gegensatz zur Vereinfachungsregelung (vgl. 

IV.1.2.) nicht um ein Wahlrecht. Die Steuerbefreiung muss daher nicht be-

antragt werden. Ein Verzicht auf die Steuerbefreiung ist nicht möglich.  

23 § 3 Nr. 72 S. 1 EStG neue Fassung i. V. m. § 52 Abs. 4 S. 29 EStG 
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Soweit nur steuerfreie Einnahmen aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen 

erzielt werden, muss hierfür ab 2022 keine Gewinnermittlung mehr abgege-

ben werden (vgl. hierzu auch § 3 Nr. 72 EStG). In diesen Fällen müssen Sie 

in Ihrer ESt-Erklärung keinen Gewinn aus dem Betrieb einer Photovoltaikan-

lage erklären.  

Das Bundesfinanzministerium hat am 17. Juli 2023 (IV C 6 – S 

2121/23/10001 :001, 2023/0659709) ein Schreiben mit weiteren Ausführun-

gen zu der Steuerbefreiung veröffentlich. Dieses Schreiben finden Sie eben-

falls auf der Internetseite des Bayerischen Landesamts für Steuern 

(https://www.lfst.bayern.de) unter der Rubrik Steuerinfos > Themen A bis Z> 

Photovoltaikanlagen. 

Hinweis:  

Die Steuerbefreiung betrifft nur Veranlagungszeiträume ab 2022. 

Nachträgliche Erweiterungen von Photovoltaikanlagen über die Leistungs-

grenzen hinaus sind umgehend dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen.  

2. Was muss bei der Einkommensteuer-Erklärung beachtet wer-
den? 

Soweit Sie nicht unter die Steuerbefreiung fallen, sind Sie ein Gewerbetrei-

bender und somit zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtet. 

In dieser muss der Gewinn aus Gewerbebetrieb angegeben werden. Bitte 

geben Sie die Einkünfte in der Anlage G (Einkünfte aus Gewerbebetrieb) zu 

Ihrer Einkommensteuererklärung an. Zusätzlich zur Anlage G ist eine Ein-

nahmenüberschussrechnung auf dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck 
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(Anlage EÜR) elektronisch zu übermitteln.24 Die Anlage EÜR erscheint auf 

den ersten Blick sehr umfangreich. Wie das Beispiel in Tz. IV./9. zeigt, sind 

allerdings nur wenige Eintragungen erforderlich.  

Hinweis:  

Weitere Informationen zur Steuererklärungspflicht, zu den Steuererklärungs-

fristen und zur verpflichtenden elektronischen Übermittlung von Steuererklä-

rungen (z. B. Anlage G, Anlage EÜR) finden Sie in den Steuerinfos auf der 

Internetseite des Bayerischen Landesamts für Steuern.25

3. Wie und für welchen Zeitraum wird der Gewinn ermittelt? 

Im Regelfall können Sie die Einkünfte (Gewinn/Verlust aus Gewerbebetrieb) 

durch Gegenüberstellung der zugeflossenen Betriebseinnahmen (einschl. 

der Entnahmen = Selbstverbrauch) und der abgeflossenen Betriebsausga-

ben (Einnahmenüberschussrechnung)26 ermitteln.  

Gewinnermittlungszeitraum27 ist das Wirtschaftsjahr, das ist im Regelfall das 

Kalenderjahr. 

Weitergehende Hinweise hierzu finden Sie in den „Steuertipps für Existenz-

gründer“ unter Rz. 208 ff..28

24 § 25 Abs. 4 EStG, § 60 Abs. 4 EStDV 
25https://www.lfst.bayern.de/ unter Steuerinfos > Themen A bis Z > Steuererklärung 
26 § 4 Abs. 3 EStG 
27 § 4a EStG 
28https://www.lfst.bayern.de/ unter Steuerinfos > Zielgruppen > Existenzgründer 



Hilfe zu Photovoltaikanlagen 

4. Was zählt alles zu den Betriebseinnahmen? 

Zu den Betriebseinnahmen zählen grundsätzlich alle Gelder, die dem Betrei-

ber einer Photovoltaikanlage zufließen, also z. B. die Vergütungen des Netz-

betreibers oder eines Dritten (z. B. eines Nachbarn, eines Mieters) für die 

Stromlieferungen, erhaltene Zuschüsse oder Mieterstromzuschläge und die 

Entnahmen (also der Selbstverbrauch).  

5. Was hat es mit den Investitionszuschüssen auf sich? 

Falls Sie Zuschüsse zur Photovoltaikanlage erhalten, können Sie wählen, ob 

Sie die Zuschüsse sofort als Betriebseinnahme versteuern wollen oder ob 

Sie die Anschaffungs-/Herstellungskosten der Anlage um die Zuschüsse 

verringern wollen. Durch den Abzug von den Anschaffungs-/Herstellungs-

kosten tritt eine Besteuerung jeweils nur in der Höhe ein, um die die Ab-

schreibungen auf das betreffende Wirtschaftsgut geringer sind.29

Beachten Sie bitte, dass bei einer Einnahmenüberschussrechnung das 

Wahlrecht bereits im Jahr der Zusage ausgeübt werden muss.30

29 Richtlinie 6.5 der Einkommensteuerrichtlinien 
30 Hinweis 6.5 des Einkommensteuerhandbuchs 



Hilfe zu Photovoltaikanlagen

Seite 48 von 65 

6. Was zählt alles zu den Betriebsausgaben? 

Zu den Betriebsausgaben zählen alle Aufwendungen, die durch den Betrieb 

der Photovoltaikanlage veranlasst sind. 

6.1. Normalabschreibung 

Bei der Einnahmenüberschussrechnung sind die Regelungen über die Ab-

setzung für Abnutzung (AfA) zu befolgen31, d. h. die Anschaffungskosten für 

eine Photovoltaikanlage (gemindert um evtl. Zuschüsse) sind auf die steuer-

liche Nutzungsdauer von 20 Jahren zu verteilen und in gleichen Jahresbe-

trägen (jährliche AfA = 5 %) zu berücksichtigen. Im Jahr der Fertigstellung, 

kann die AfA allerdings nur zeitanteilig vorgenommen werden, also für die 

noch verbleibenden Monate des Jahres32. 

Bei Photovoltaikanlagen, bei denen die Module z. B. auf dem Dach befestigt 

werden, ist die einzige Funktion die Stromerzeugung. Einkommensteuerlich 

handelt es sich um ein selbständiges bewegliches Wirtschaftsgut, um eine 

Betriebsvorrichtung. 

Photovoltaikanlagen, bei denen die Module Bestandteil der Gebäudehülle 

sind (= sog. gebäudeintegrierte Photovoltaikanlagen) erfüllen neben der 

Funktion der Stromerzeugung noch mindestens eine weitere Funktion. Diese 

Anlagen sind wie selbständige bewegliche Wirtschaftsgüter, also auch wie 

eine Betriebsvorrichtung zu behandeln. 

31 § 4 Abs. 3 Satz 3 EStG 
32 § 7 Abs. 1 EStG 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/2000-12-15-afa-103.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Zur Ermittlung der oben erläuterten Abschreibungsmöglichkeiten müssen in 

diesen Fällen allerdings die Investitionskosten in die Kosten für eine her-

kömmliche Dacheindeckung und die Mehrkosten für die Solarstromproduk-

tion aufgeteilt werden, da nur dieser Teil der Mehrkosten im Gewerbebetrieb 

Photovoltaikanlage abschreibbar ist. Ergeben sich hierzu keine Angaben 

aus der Herstellerrechnung, muss im Einzelfall sachgerecht geschätzt wer-

den. 

6.2. Degressive Abschreibung  

Wird eine Photovoltaik-Anlage in 2020, 2021, 2022 oder zwischen dem 

01.04.2024 und 31.12.2024 angeschafft, so kann auch eine degressive Ab-

schreibung geltend gemacht werden.33  Ähnlich wie bei der linearen Ab-

schreibung wird hier die Photovoltaik-Anlage über 20 Jahre abgeschrieben. 

Jedoch erfolgt die Abschreibung jährlich nicht in der gleichen Höhe, sondern 

mit jährlich unterschiedlichen Beträgen. Bei der degressiven Abschreibung 

sinken die Abschreibungsbeträge über die Nutzungsdauer; d.h., in den ers-

ten Jahren kann zunächst eine deutlich höhere Abschreibung geltend ge-

macht werden, die in den Folgejahren abnimmt. Bemessungsgrundlage für 

die degressive AfA ist der Buchwert des Vorjahres.  

Der Abschreibungssatz darf bei Anlagen, die in 2020, 2021 oder 2022 ange-

schafft wurden maximal das 2,5-fache des linearen Abschreibungssatzes 

33 § 7 Abs. 2 S. 1 EStG 
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betragen.34 Bei einer Abschreibungsdauer von 20 Jahren darf somit der de-

gressive Abschreibungssatz maximal 12,5 % betragen (100 % / 20 Jahre x 

2,5). 

Beispiel:

Anschaffung einer Photovoltaik-Anlage im Januar 2020 mit Anschaffungs-

kosten von 15.000 € (netto). Die Abschreibung soll degressiv erfolgen.  

Der Abschreibungssatz darf bei Anlagen, die zwischen dem 01.04.2024 und 

dem 31.12.2024 angeschafft wurden maximal das 2-fache des linearen Ab-

schreibungssatzes betragen.35 Bei einer Abschreibungsdauer von 20 Jahren 

darf somit der degressive Abschreibungssatz maximal 10 % betragen 

(100 % / 20 Jahre x 2). 

34 § 7 Abs. 2 S. 2 EStG 
35 § 7 Abs. 2 S. 2 EStG 

Buchwert 

01.01. 

Abschrei-

bung 

Berechnung Buchwert  

31.12. 

2020 15.000,00 € 1.875,00 € 15.000,00€ x 12,5% / 100% 13.125,00 €

2021 13.125,00 € 1.640,63 € 13.125,00€ x 12,5% / 100% 11.484,37 €

2022 11.484,37 € 1.435,55 € 11.484,37€ x 12,5% / 100% 10.048,82 €

2023ff. … … … …
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6.3. Sonderabschreibung nach § 7g Abs. 5 EStG 

Im Fall des gewerblichen Betriebs einer Photovoltaikanlage ist der private 

Verbrauch des Stroms keine private Verwendung der Anlage, sondern eine 

Sachentnahme des produzierten Stroms.36

Neben der linearen Abschreibung sind daher unter bestimmten Vorausset-

zungen zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von bis zu 40 %37 (bei 

Anschaffung/Herstellung vor dem 01.01.2024: 20 %) der Anschaffungs- bzw. 

Herstellungskosten möglich, die beliebig über die ersten fünf Jahre verteilt 

werden können.  

Nach Ablauf des Begünstigungszeitraums von fünf Jahren bemessen sich 

die Normalabschreibungen nach dem Restwert und der Restnutzungs-

dauer.38

6.4. Investitionsabzugsbetrag nach § 7g Abs. 1 EStG in Jahren vor 
der Inbetriebnahme 

Wenn die übrigen Anspruchsvoraussetzungen vorliegen, kann bereits vor 

der eigentlichen Investition ein Investitionsabzugsbetrag39 gewinnmindernd 

abgezogen werden. Dadurch können bereits im Jahr vor der Investition bis 

zu 50 % (vor 2020: 40 %) der voraussichtlichen Anschaffungskosten als fik-

tive Betriebsausgaben abgezogen werden. Zur weitergehenden Information 

wird auf das BMF-Schreiben vom 15.06.202240 hingewiesen. 

36 Richtlinie 4.3 Abs. 4 Satz 2 der Einkommensteuerrichtlinien 
37 § 7g Abs. 5 i. V. m. § 52 Abs. 16 EStG  
38 § 7a Abs. 9 EStG 
39 § 7g Abs. 1 EStG 
40 BStBl 2022 I S. 945 
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6.5. Wie sind Batteriespeicher steuerlich zu behandeln? 

Batteriespeicher können auf unterschiedliche Art und Weise in eine (beste-

hende) Photovoltaikanlage integriert werden (Einbau vor oder nach dem 

Wechselrichter). In Abhängigkeit von der Bauart kann der Batteriespeicher 

daher steuerlich gesehen, ein selbständiges Wirtschaftsgut oder unselbstän-

diger Bestandteil der Photovoltaikanlage sein.  

Stellt der Batteriespeicher ein selbständiges Wirtschaftsgut dar (bei Ein-

bau nach dem Wechselrichter, d. h. AC bzw. wechselstromseitig) und dient 

er allein der Zwischenspeicherung des selbst erzeugten Stroms zur an-

schließenden privaten Verwendung, ist der Batteriespeicher dem Privatver-

mögen zuzuordnen. Die Entnahme des Stroms erfolgt in diesen Fällen be-

reits im Zeitpunkt der Speicherung. 

Dient der Batteriespeicher auch der Einspeisung ins Netz, kann er (bei einer 

Nutzung hierzu zu > 10 %) bzw. muss er (bei einer Nutzung hierzu über 

50 %) als Betriebsvermögen behandelt werden. Die Anschaffungskosten 

(gemindert um evtl. Zuschüsse) sind auf die steuerliche Nutzungsdauer von 

10 Jahren zu verteilen (Abschreibungen). Die Entnahme des Stroms erfolgt 

in diesen Fällen im Zeitpunkt des Selbstverbrauchs. 

Ist der Batteriespeicher unselbständiger Bestandteil der Photovoltaikan-

lage (bei Einbau vor dem Wechselrichter, d. h. DC bzw. gleichstromseitig), 

ist er einheitlich mit der Photovoltaikanlage auf 20 Jahre (bzw. bei nachfol-
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gender Anschaffung auf die (rechnerische) Rest-Nutzungsdauer abzuschrei-

ben. Für die Zuordnung zum Betriebsvermögen der einheitlichen Photovol-

taikanlage (incl. Batteriespeicher) gelten dieselben Grundsätze wie für die 

Beurteilung einer Photovoltaikanlage ohne Batteriespeicher. Die Entnahme 

des Stroms erfolgt dann erst bei Selbstverbrauch (und nicht bereits mit Spei-

cherung im Batteriespeicher). 

7. Welche einkommensteuerlichen Folgen sind beim Selbstver-
brauch zu beachten? 

Die Verwendung des Stroms für den privaten Haushalt ist einkommensteu-

erlich eine Sachentnahme des Stroms aus dem Gewerbebetrieb Photovol-

taikanlage. Umsatzsteuerlich wird der Selbstverbrauch als unentgeltliche 

Wertabgabe bezeichnet. Einkommensteuerlich ist die Entnahme wie eine 

fiktive Betriebseinnahme anzusetzen. Ziel der Entnahme ist eine Neutralisie-

rung der Aufwendungen, die sich gewinnmindernd ausgewirkt haben. 

7.1. Bewertung der Entnahme für den privaten Haushalt  

Nach allgemeinen ertragsteuerlichen Grundsätzen ist die Entnahme des er-

zeugten Stroms mit dem Teilwert41 zu bewerten; einkommensteuerlich sind 

das die Wiederherstellungskosten. Hierzu gehören neben den Herstellungs-

kosten auch die Verwaltungs- und Betriebskosten und auch die Finanzie-

rungskosten.  

41 § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 EStG; 
Teilwert ist der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das 
einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde; dabei ist davon auszugehen, dass der Erwerber den Betrieb fort-
führt (= § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG) 
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Zur Teilwertbewertung des selbst verbrauchten Stroms bestehen folgende 

Möglichkeiten: 

 anhand der individuell angefallenen Kosten, sog. Wiederherstellungs-
kosten (progressive Methode). Auf das Beispiel in IV./9. wird hingewie-
sen. 

 durch Ableitung aus dem voraussichtlich am Markt erzielbaren Ver-
kaufspreis (retrograde Methode), soweit dieser niedriger als die indivi-
duell angefallenen Kosten ist. Als Verkaufspreis ist die erzielte indivi-
duelle Einspeisevergütung heranzuziehen.  

Dieser Teilwert ist noch um die Umsatzsteuer für die unentgeltliche Wertab-

gabe zu erhöhen, falls die PV-Anlage Teil des umsatzsteuerlichen Unterneh-

mensvermögens ist.   

7.2. Umfang der Entnahme 

Die Höhe des selbstverbrauchten Stroms kann durch Abzug der an den 

Netzbetreiber gelieferten Strommenge von der insgesamt erzeugten Strom-

menge ermittelt werden. 

Der entnommene (selbstverbrauchte) Strom kann zutreffend anhand des 

Zählers ermittelt werden. 

Ist ein Stromzähler nicht vorhanden, kann die erzeugte Strommenge z. B. 

aus Vereinfachungsgründen unter Berücksichtigung einer durchschnittlichen 

Volllaststundenzahl von 1.000 kWh pro kW (Peak)42 (jährlich erzeugte Kilo-

wattstunden pro Kilowatt installierter Leistung) geschätzt werden. 

42 vgl. Abschn. 2.5 Abs. 16 Umsatzsteuer-Anwendungserlass; www.bundesfinanzministerium.de unter Ser-
vice > BMF-Schreiben > Umsatzsteueranwendungserlass oder BMFS vom 19.09.2014 
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7.3. Zeitpunkt der Entnahme 

Zum Zeitpunkt der (außerbetrieblichen) privaten Verwendung des Stroms ist 

die Entnahme steuerlich zu erfassen. Dabei ist zu beachten, dass bei Batte-

riespeichern im steuerlichen Privatvermögen die Entnahme des Stroms be-

reits im Zeitpunkt der Speicherung erfolgt. Ist der Batteriespeicher ein un-

selbständiger Bestandteil der Photovoltaikanlage oder ist er als 

selbständiges Wirtschaftsgut dem Betriebsvermögen zuzurechnen, ist die 

Entnahme des Stroms erst beim Selbstverbrauch zu erfassen. 

7.4. Vereinfachungsmaßnahme bei Selbstverbrauch nach § 33 Abs. 
2 EEG 2009   
(= Inbetriebnahme der Photovoltaikanlage nach 31.12.2008 bis 31.03.2012)

Statt der Ermittlung der Entnahme nach den ausgeführten allgemeinen 

Grundsätzen kann aus Vereinfachungsgründen die umsatzsteuerliche Sicht-

weise des Selbstverbrauchs des erzeugten Stroms nach § 33 Abs. 2 EEG 

2009 für ertragsteuerliche Zwecke übernommen werden (vgl. III./11. Beispiel 

A).  

Danach kann davon ausgegangen werden, dass der Anlagenbetreiber den 

gesamten erzeugten Strom an den Netzbetreiber liefert und dafür die unge-

kürzte Einspeisevergütung erhält (die einschl. Umsatzsteuer als Betriebsein-

nahme zu erfassen ist), während er andererseits jenen Strom, den er selbst 

verbraucht, vom Netzbetreiber bezieht. 

Für den bezogenen Strom wendet dann der Anlagenbetreiber den Kürzungs-

betrag nach § 33 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2009 auf (für 2012: 16,38 Ct/kWh für den 
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Stromanteil bis zu 30 % der insgesamt erzeugten Strommenge). Die Auf-

wendungen für den bezogenen Strom sind Aufwendungen der privaten Le-

bensführung, wenn der Strom im eigenen Haushalt verwendet wird; als Be-

triebsausgaben oder Werbungskosten sind diese Aufwendungen nur 

abziehbar, wenn der bezogene Strom im Rahmen einer Einkunftsart verwen-

det wird. 

8. Was hat es mit den Einkommensteuer-Vorauszahlungen auf 
sich? 

Während bei einem Arbeitsverhältnis monatlich Lohnsteuer vom Arbeitslohn 

einbehalten und von Arbeitgeberseite an das Finanzamt abgeführt wird, wird 

bei Gewerbetreibenden Einkommensteuer in einem Vorauszahlungsverfah-

ren erhoben.43 Aus diesem Grund prüft das für Sie zuständige Finanzamt im 

Jahr der Existenzgründung anhand Ihrer Angaben in dem Vordruck „Frage-

bogen zur steuerlichen Erfassung bei Aufnahme einer gewerblichen, selb-

ständigen (freiberuflichen) oder landwirtschaftlichen Tätigkeit oder Beteili-

gung an einer Personengesellschaft/-gemeinschaft“ (vgl. II.), ob und ggf. in 

welcher Höhe von Ihnen Einkommensteuervorauszahlungen zu leisten sind. 

In den Folgejahren bemessen sich die Vorauszahlungen grundsätzlich nach 

der Einkommensteuer, die sich bei der letzten Veranlagung ergeben hat. Die 

Vorauszahlungen werden in einem Bescheid festgesetzt und sind jeweils 

vierteljährlich zum 10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember ei-

nes Jahres zu zahlen. Die bereits geleisteten Vorauszahlungen werden auf 

die Jahressteuerschuld angerechnet. 

43 § 37 EStG 
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Bitte beachten Sie: Vorauszahlungen müssen nur geleistet werden, wenn 

sie im Kalenderjahr mindestens 400 € und mindestens 100 € pro Voraus-

zahlungszeitpunkt betragen. Sollten sich im laufenden Kalenderjahr Ände-

rungen gegenüber den Vorjahreswerten ergeben (z. B. durch Ausfall der An-

lage), können Sie jederzeit bei Ihrem Wohnsitzfinanzamt einen Antrag auf 

Anhebung oder Herabsetzung der Vorauszahlungen stellen. 
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9. Beispiel zur Einkommensteuer 

Das nachfolgende Beispiel entspricht vom Grundsachverhalt dem umsatzsteuerlichen Beispiel in III./11. B 

(= Anlage nach dem 31.03.2012, kein Fall der Übergangsregelung des § 66 Abs. 18 EEG). 

Das Beispiel zeigt nur die einkommensteuerlichen Folgerungen eines Betriebs im Erstjahr (hier 2018) auf.  

Ein Anlagenbetreiber erwirbt am 23. April 2018 eine Photovoltaikanlage mit 

4,6 kW (Peak) zum Preis von 7.140 € (netto 6.000 €). Die Anlage wird auf 

seinem privat genutzten Einfamilienhaus installiert. Die Inbetriebnahme und 

die Zahlung erfolgen noch im April 2018. Dem Anlagenbetreiber liegt eine 

ordnungsgemäße Rechnung des Lieferanten vor, in der die Umsatzsteuer 

i. H. von 1.140 € gesondert ausgewiesen ist. Da der voraussichtliche Strom-

ertrag der Anlage ungefähr 4.600 kWh pro Jahr beträgt, wird der voraus-

sichtlich mit der Anlage zu erzielende Gesamtumsatz den Betrag von 17.500 

€ nicht übersteigen. Gegenüber dem Finanzamt hat der Anlagenbetreiber 

auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung des § 19 UStG verzichtet 

und die Anlage bei Leistungsbezug insgesamt seinem Unternehmen zuge-

ordnet.  

Die Anlage hat in 2018 4.500 kWh erzeugt. Davon hat der Anlagenbetreiber 

ins Netz 4.050 kWh eingespeist. Hierfür erhält er vom Netzbetreiber folgende 

Einspeisevergütung: 

Einspeisevergütung 

„eingespeister Strom“ 

4.050 kWh x 0,1260 €/kWh =   510,30 € (netto) 

zuzüglich 19 % USt     96,96 €   607,26 € 
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Für den im Haushalt verbrauchten Strom errechnet sich folgende Entnahme 

bzw. unentgeltliche Wertabgabe: 

„selbstverbrauchter Strom“ unentgeltliche 
Wertabgabe 

Entnahme 

ESt: 450 kWh x 0,07 €/kWh44 = 

USt: 450 kWh x 0,2266 €/kWh 101,97 

31,50 € 

zuzüglich 19 % USt  19,37 19,37 € 
50,87 € 

Ermittlung der Entnahme des selbst verbrauchten Stroms (siehe auch IV./8) 

1. Progressive Methode (individuelle Kosten) 
In 2018 angefallene Kosten: 

Abschreibung 225 € 

Schuldzinsen 70 € 

Büromaterial (netto)   20 € 

315 € 

In 2018 produzierte Strommenge: 4.500 kWh 

Individuelle Wiederherstellungskosten 0,0700 €/kWh  

2. Retrograde Methode (erzielbarer Verkaufspreis) 
Einspeisevergütung: 0,1260 €/kWh 

44 Siehe „Ermittlung der Entnahme“
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Die individuellen Wiederherstellungskosten i. H. v. 0,07 €/kWh sind am nied-

rigsten, daher wird der Anlagenbetreiber seine Entnahme des selbstver-

brauchten Stroms nach dieser Methode bewerten. 

Der Anlagenbetreiber hat die Investitionskosten zur Hälfte, d. h. in Höhe von 

3.000 € mit Hilfe eines Bankdarlehens finanziert. In 2018 sind noch Schuld-

zinsen (70 €) und Büromaterial (brutto 23,80 €) abgeflossen. Vom Finanzamt 

erhielt der Anlagenbetreiber im Jahr 2018 die Vorsteuer aus der Rechnung 

des Lieferanten der Photovoltaikanlage i. H. von 1.140 € sowie aus der 

Rechnung für das Büromaterial in Höhe von 3,80 € erstattet.  

Der Gewinn aus Gewerbebetrieb beträgt somit 226,80 € und errechnet sich 

in 2018 wie folgt: 
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V. Gewerbesteuer  

Ein Gewerbebetrieb im Sinne des § 15 EStG ist dem Grunde nach auch 

gewerbesteuerpflichtig. Sollte der Gewerbebetrieb ausschließlich Solaranla-

gen bis zu einer installierten Leistung von insgesamt 30 Kilowatt umfassen, 

ist dieser jedoch regelmäßig von der Gewerbesteuer befreit, § 3 Nr. 32 des 

Gewerbesteuergesetzes (GewStG). 45  Bei größeren Photovoltaikanlagen 

fällt Gewerbesteuer an, wenn der Gewerbeertrag 24.500 € im Jahr übersteigt 

(Freibetrag für Einzelpersonen und Personengesellschaften nach § 11 

Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewStG). Insofern dürfte bei einer Anlage auf dem eige-

nen Wohnhaus regelmäßig keine Gewerbesteuerbelastung entstehen. 

45 www.gesetze-im-internet.de unter Gesetze/Verordnungen Teilliste G > GewStG 
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VI. Steuerabzug bei Bauleistungen – Bauabzugsteuer 

Werden Bauleistungen für Unternehmen erbracht, sind die Auftraggeber 

nach §§ 48 ff. EStG grundsätzlich verpflichtet, von dem Entgelt für die Bau-

leistungen einen Steuerabzug in Höhe von 15 % vorzunehmen.  

Zur Beurteilung der Frage, inwieweit eine Bauleistung im Sinne des 

§ 48 Abs. 1 Satz 3 EStG vorliegt, spielt es keine Rolle, ob ein fest in ein 

Gebäude eingebautes Wirtschaftsgut als Betriebsvorrichtung oder Gebäu-

debestandteil anzusehen ist. Die Installation einer Photovoltaikanlage stellt 

daher eine Bauleistung dar. Damit unterliegen Leistungen für Photovoltaik-

anlagen in, an oder auf einem Gebäude grundsätzlich der Bauabzugsteuer. 

Weitere Informationen zur Freistellungsbescheinigung, zur Unternehmerei-

genschaft, zu den Freigrenzen, zur Zweiwohnungsregelung usw., finden Sie 

in den Steuerinfos auf der Internetseite des Bayerischen Landesamts für 

Steuern.46

46 https://www.lfst.bayern.de/ unter Steuerinfos > Themen A bis Z > Bauabzugsteuer  
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VII. Ansprechpartner für weitere Fragen 

Bitte haben Sie Verständnis, dass die steuerliche Thematik hier nur kurz an-

gesprochen werden kann. Sofern möglicherweise individuelle Besonderhei-

ten zu beachten sind bietet sich die Beratung durch einen Angehörigen der 

steuerberatenden Berufe an. Sollten Sie noch weitere Fragen haben, kön-

nen Sie sich auch an ihr örtlich zuständiges Finanzamt wenden. 
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